Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3409 


Sachgebiet 1101 


Vorblatt 


Gesetz zur Änderung des Diätengesetzes 1968 
(Schriftlicher Bericht des Ältestenrates) 


A. Problem 

Die Versorgungsregelungen für Abgeordnete in Bund und 
Ländern gehen bei Erfüllung bestimmter Mindestzeiten von 
getrennten Versorgungsansprüchen aus. Zahlreiche Abgeord- 
nete, die vom Landtag in den Bundestag überwechseln, erwer- 
ben weder beim Land noch beim Bund einen Versorgungs- 
anspruch, weil sie die vorgeschriebenen Mindestzeiten nicht 
erreichen. Die sich hieraus ergebenden Härten sollen beseitigt 
werden. 

B. Lösung 

— Auf Antrag werden Bundestags- und Landtagszeiten zur 
Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen des § 5 des 
Diätengesetzes 1968 zusammengerechnet. 

— Das Ruhegeld wird mit einem Achtel des Mindestruhe- 
geldes nach dem Diätengesetz 1968 für jedes Jahr der Zu- 
gehörigkeit zum Bundestag bemessen. 

— Die auf die Landtagszeiten entfallende Versorgung soll bei 
entsprechender Landesregelung vom Land gezahlt werden. 

Einmütigkeit im Ältestenrat 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

rund 900 000 DM jährlich 

Die Kosten werden nach Einführung einer entsprechenden 
Regelung der Landtage geringer. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Ältestenrates 


über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Diätengesetzes 1968 

— Drucksache VI/3092 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmitt- Vockenhausen 


I. Allgemeines 

Der vorliegende Entwurf wurde in der Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. Februar und 
1. März 1972 an den Ältestenrat federführend, an 
den Innenausschuß mitberatend sowie an den Haus- 
haltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. 

Die Unterkommission Diäten des Ältestenrates 
hat im Äuftrage des Ältestenrates in ihrer Sitzung 
am 16. März 1972 den Entwurf beraten. Der Älte- 
stenrat hat in seiner Sitzung am 3. Mai 1972 den 
Entwurf in der aus der anliegenden Zusammenstel- 
lung ersichtlichen Fassung gebilligt. Der Innenaus- 
schuß hat sich in seiner Sitzung am 1. März 1972 
mit dem Entwurf befaßt und ihm mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß in Ärtikel I § 1 Nr. 7 Buchstabe a 
(Änfügung eines Satzes 3 in § 19 Abs. 2 des Geset- 
zes) gestrichen wird. Der Haushaltsausschuß hat der 
Gesetzesvorlage in seinen Sitzungen am 13. Äpril 
1972 und 4. Mai 1972 zugestimmt und festgestellt, 
daß der Gesetzentwurf gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages mit der Haus- 
haltslage vereinbar ist. 

IL Grundsätzliches 

Wesentlicher Inhalt des vorliegenden Entwurfs 
ist eine Regelung, nach der durch die Zusammen- 
rechnung von Landtags- und Bundestagszeiten ein 
Versorgungsanspruch in der Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung für Mitglieder des Bundes- 
tages entsteht; es sollen hierdurch beim Wechsel 
von einem Landtag in den Bundestag Härten in den 
Fällen vermieden werden, in denen weder beim 
Bund noch beim Land ein Anspruch auf Versorgung 
erworben wird. 


Nach geltendem Recht werden in Bund und Län- 
dern getrennte Versorgungsansprüche erworben. 
Ziel der Regelung ist daher auch die Einigung von 
Bund und Ländern auf eine einheitliche Versorgung 
für Parlamentarier, damit eine Doppelversorgung 
vermieden wird. Dazu leistet der Bund mit der Be- 
rücksichtigung von Landtagszeiten einen ersten Bei- 
trag, um den Ländern die Gesetzgebung auf diesem 
Gebiet zu erleichtern. Zur Erreichung dieses Zieles 
sind Besprechungen zwischen dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages und den Landtagspräsiden- 
ten aufgenommen worden. 

Im übrigen sieht der Entwurf neben einer Ände- 
rung der Änspruchsvoraussetzungen für die Gewäh- 
rung von Ruhegeld wegen Gesundheitsbeschädi- 
gung und der Abwicklung der Todesfallversiche- 
rung einige redaktionelle Änderungen vor. 

Soweit die Beschlüsse der Unterkommission Diä- 
ten des Ältestenrates dem Entwurf folgen und zu 
besonderen Bemerkungen keinen Anlaß geben, wird 
auf die eingehende Begründung des Entwurfs ver- 
wiesen. 

III. Im einzelnen 

Zu den einzelnen Vorschriften ist noch folgendes 
zu bemerken: 

Zu Artikel I § 1 Nr. 0 (§ 2 Abs. 2) 

In Anlehnung an die Regelung des § 17 Abs. 1 
Satz 4 soll für alle Entschädigungen eine entspre- 
chende Vorschrift in das Diätengesetz eingefügt 
werden. 

Zu Artikel I § 1 Nr. 5 a (§ 17 Abs. 3) 

Mit dieser Ergänzung des Entwurfs soll der 
Ältestenrat zur näheren Regelung der Benutzung 
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von Dienstkraftfahrzeugen durch Mitglieder des 
Bundestages ermächtigt werden, um den jeweiligen 
Bedürfnissen gerecht zu werden. 

Zu Artikel I § 1 Nr. 7 (§ 19 Abs. 2 Satz 3) 

Der mitberatende Innenausschuß hatte rechtliche 
Bedenken gegen die Ermächtigung des Ältesten- 
rates zur Festsetzung der Reisekostenvergütung für 
die Mitglieder des Präsidiums geäußert und war 
für die Gleichbehandlung aller Mitglieder des Bun- 
destages bei der Reisekostenvergütung eingetreten. 
Die Unterkommission Diäten des Ältestenrates hat 
daher beschlossen, in den Gesetzentwurf eine Rege- 
lung aufzunehmen, wonach jedem Mitglied des Bun- 
destages eine Entschädigung in Höhe des unver- 
meidbaren Mehrbetrages gewährt wird, falls es an- 
läßlich einer auswärtigen amtlichen Tätigkeit einen 
außergewöhnlichen Aufwand nachweist, der aus 
dem Übernachtungsgeld nicht gedeckt werden kann. 


Zu Artikel III 

Im Haushaltsplan 1970 ist das bisherige Un- 
kostenpauschale in Kostenpauschale umbenannt 
worden. Ferner wurde das Reisekostenpauschale 
unabhängig von der Entfernung des Wohnsitzes 
zum Sitz des Bundestages (Zoneneinteilung) auf 
einheitlich 900, — DM festgesetzt. Die Vorschriften 
des Diätengesetzes sollen mit dieser Regelung rück- 
wirkend in Einklang gebracht werden. Auf Grund 
des Ältestenratsbeschlusses vom 12. Januar 1970 
werden keine Abzüge vom Reisekostenpauschale 
für Fahrten im Raume Bonn mehr vorgenommen, 
so daß die in § 18 Abs. 1 aufgeführte Zweckbestim- 
mung des Reisekostenpauschales ebenfalls rück- 
wirkend zu ändern ist. 

Ich bitte das Hohe Haus, den Gesetzentwurf mit 
den Änderungen, die aus der dem Antrag des Älte- 
stenrates anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lich sind, anzunehmen. 


Bonn, den 6. April 1972 


Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ältestenrates 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3092 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 3. Mai 1972 


Der Ältestenrat 


von Hassel Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Diätengesetzes 1968 

— Drucksache VI/3092 — 

mit den Beschlüssen des Ältestenrates 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
der Mitglieder des Bundestages 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

§ 1 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages (Diätengesetz 1968) vom 3. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 334) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. Hinter § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

»§ 7 a 

(1) Zeiten der Mitgliedschaft im Parlament 
eines deutschen Bundeslandes gelten im Sinne 
von § 5 Abs, 1 auf Antrag als Zeiten der Mit- 
gliedschaft im Bundestag. Werden dadurch die 
Voraussetzungen für einen Anspruch nach die- 
sem Gesetz erfüllt, so wird Ruhegeld gezahlt. 

(2) Die Höhe des Ruhegeldes beträgt für jedes 
Jahr der tatsächlichen Mitgliedschaft im Bundes- 


Beschlüsse des Ältestenrates 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
der Mitglieder des Bundestages 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 
§ 1 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages (Diätengesetz 1968) vom 3. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 334) wird wie folgt ge- 
ändert: 

0. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

(2) Die Ansprüche nach den §§ 1, 4, 11 
und 13 stehen im Falle der Auflösung des 
Bundestages ausscheidenden Mitgliedern bis 
zum Ablauf des vierzehnten Tages nach der 
Neuwahl zu; Absatz 1 findet für diesen Zeit- 
raum keine Anwendung. 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

1. unverändert 
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Entwurf 

tag ein Achtel des Mindestruhegeldes nach § 7 
Abs. 1 Satz 1. § 7 Abs. 1 Satz 3 findet entspre- 
chende Anwendung. 

(3) Bei der Berechnung des Ruhegeldes nach 
Absatz 2 bleiben die Jahre der tatsächlichen Mit- 
gliedschaft im Bundestag unberücksichtigt, deren 
Hinzurechnung zu Zeiten der Mitgliedschaft im 
Parlament eines deutschen Bundeslandes, für die 
im Bundesland Ruhegeld gezahlt wird, eine Ge- 
samtzeit von 16 Jahren überschreiten würden." 

2. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „ohne sein Ver- 
schulden" durch die Worte „ohne sein grobes 
Verschulden" ersetzt. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 


„1. zur Abgeltung von Bürokosten ein 
Kostenpauschale und Kostenersatz 
für die Beschäftigung von Mitarbei- 
tern,". 

bb) ln Nummer 2 wird das Wort „Unkosten- 
pauschale" durch das Wort „Kostenpau- 
schale" ersetzt. 


cc) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. ein Reisekostenpauschale zusätzlich 
zu den Rechten nach § 17 Abs. 1." 

b) ln Absatz 2 wird das Wort „Vorstand" durch 
das Wort „Ältestenrat" ersetzt. 


4. In § 14 wird das Wort „Unkostenpauschale" 
durch das Wort „Kostenpauschale" ersetzt. 

5. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Satz 3 wird folgender Satz 4 einge- 
fügt: 

„Die Einbehaltung kann auf Antrag unterblei- 
ben, wenn ein Aufenthalt in einem Kranken- 
haus oder in einem ärztlich geleiteten Sana- 
torium nachgewiesen wird." 

b) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 5 
und 6. 


Beschlüsse des Ältestenrates 


2. unverändert 

3. § 13 erhält folgende Fassung: 

r,§ 13 

(1) Entsprechend der Aufwandsentschädigun- 
gen nach § 1 erhalten die Mitglieder des Bun- 
destages monatlich als weitere Aufwandsent- 
schädigungen 

1. Kostenpauschalen zur Abgeltung von Büro- 
kosten und Kostenersatz für die Beschäfti- 
gung von Mitarbeitern, 

2. Tagegeldpauschalen zur Abgeltung von Auf- 
wendungen, die mit der Tätigkeit als Mitglied 
des Bundestages Zusammenhängen und nicht 
durch das Kostenpauschale nach Nummer 1 
oder das Reisekostenpauschale nach Num- 
mer 3 abgegolten sind. 


3. Reisekostenpauschalen zusätzlich zu den 
Rechten nach § 17 Abs. 1. 

(2) Das Nähere regelt der Ältestenrat des 
Bundestages nach Maßgabe des Haushaltsgeset- 
zes (Bundeshaushaltsplan)." 

4. unverändert 


5. unverändert 


5a. In § 17 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Benutzung von Dienstkraftfahrzeu- 
gen durch Mitglieder des Bundestages wird durch 
den Ältestenrat geregelt." 
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Entwurf Beschlüsse des Ältestenrates 

6. § 18 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mit dem Reisekostenpauschale sind, 
unbeschadet der in § 17 Abs. 1 und § 19 ge- 
troffenen Regelungen, alle Kosten, die den 
Mitgliedern des Bundestages für Fahrten im 
Wahlkreis entstehen, abgegolten.“ 


b) Absatz 2 wird gestrichen. 

7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Reisekostenvergütung für Mitglieder des 
Präsidiums wird vom Ältestenrat festgesetzt." 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Vorstand“ 
durch das Wort „Ältestenrat“ ersetzt. 


8. Hinter § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

.§ 20 a 

(1) Mitglieder und ehemalige Mitglieder des 
Bundestages, die sich nach § 20 des Gesetzes für 
die Fortsetzung der Versicherung auf Bundes- 
kosten entschieden haben, können die Todesfall- 
versicherung umwandeln oder auflösen. 

(2) Im Falle der Umwandlung besteht die 
Möglichkeit der Fortsetzung auf eigene Kosten 
oder beitragsfreien Versicherung mit der Maß- 
gabe, daß das zu zahlende Ruhe- oder Witwen- 
geld entsprechend der Zahl und Höhe der von 
der Versicherungsnehmerin in der Zeit vom 
1. Januar 1968 bis zum Ablauf des Monats der 
Umwandlung bzw. bis zur Gewährung von Ruhe- 
geld geleisteten monatlichen Beiträge gekürzt 
wird. 

(3) Bei Auflösung der Versicherung wird dem 
Versicherten der auf eigenen Beiträgen beru- 
hende Rückkaufswert erstattet.“ 


7. § 19 wird wie folgt geändert: 

Buchstabe a entfällt 


b) unverändert 

c) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

rr(4) Weist ein Mitglied des Bundestages 
anläßlich einer Auswärtigen amtlichen Tätig- 
keit einen außergewöhnlichen Aufwand nach, 
der aus dem Ubemachtungsgeld nicht gedeckt 
werden kann, so wird eine Entschädigung in 
Höhe des unvermeidbaren Mehrbetrages ge- 
währt." 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

8. unverändert 


9. In § 26 wird das Wort „Vorstand“ durch das 9. unverändert 
Wort „Ältestenrat" ersetzt. 
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Entwurf 

§ 2 

§ 1 Nr. 1 und 2 gelten auch für die vor dem In- 
krafttreten aus dem Bundestag ausgeschiedenen 
Mitglieder sowie für ihre Hinterbliebenen. 


§ 3 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages {Diätengesetz 1968) in der auf 
Grund dieses Gesetzes geltenden Fassung mit neuem 
Datum bekanntzugeben und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlautes zu beseitigen. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des Ältestenrates 
§ 2 

unverändert 

§ 3 

unverändert 


Artikel II 
unverändert 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels I 
§ 1 Nr. 3, Nr. 4 und Nr. 6, die ab 1. Januar 1970 
in Kraft treten, am Tage nach seiner Verkündung 

in Kraft. 
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